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159. Bundesgesetz: Volkszählungsgesetz.
160. Bundesgesetz: Bundesstatistik.
1 6 1 . Bundesgesetz: Amnestie 1950.
1 6 2 . Verordnung: Unanwendbarkeit des Grundverkehrsgesetzes in der Katastralgemeinde Pradl der Ortsgemeinde

Innsbruck.
163. Verordnung: 2. Sporttoto-Verordnung.

159 . Bundesgesetz vom 5. Juli 1950
über die Vornahme von Volkszählungen

(Volkszählungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) An der Wende eines jeden Jahrzehntes
ist innerhalb der sechs vorhergehenden oder der
sechs nachfolgenden Monate eine Volkszählung
vorzunehmen (Ordentliche Volkszählung).

(2) Im Bedarfsfalle können Volkszählungen
auch außerhalb der im Abs. 1 festgesetzten Zeit-
räume angeordnet werden (Außerordentliche
Volkszählung).

§ 2. (1) Gegenstand der Volkszählung ist die
Ermitt lung der Zahl und des Aufbaues der
Wohnbevölkerung im Bundesgebiete.

(2) In jeder Gemeinde sind die anwesenden
Personen unter besonderer Hervorhebung der
nur vorübergehend Anwesenden sowie die vor-
übergehend abwesenden Personen zu zählen.

(3) Hiebei können an die zu zählenden Perso-
nen insbesondere Fragen nach Name, Geschlecht,
Geburtsdatum, Geburtsort, Familienstand, Kin-
der ehelicher Abstammung, Religionsbekenntnis,
Umgangssprache, Staatsangehörigkeit, Schul-
bildung, Berufsausbildung, Beruf, Beschäftigung,
Aufenthalt und Wohnsitz gestellt werden.
Fragen nach der Zahl der Blinden, Taubstum-
men und Körperbehinderten sind zulässig.

(4) Für die Zäh lung sind Drucksor ten zu ver-
wenden, die auf Kosten des Bundes beigestellt
werden.

§ 3 . (1) Z u r Auskunftser tei lung sind die zu.
zählenden Personen verpflichtet. Sind die A n t -
wor ten auf diesem Wege nicht zu erhal ten, so
sind die Fragen gegebenenfalls soweit als mög-
lich v o m Hausha l tungsvors tande , den Ange-
hörigen, dem Wohnungs inhaber , den W o h n u n g s -
genossen, dem Wohnungsve rmie te r oder dem
Hauseigentümer , allenfalls auch durch deren Be-
vollmächtigte, zu bean twor ten .

(2) Die im Abs. 1 genannten Personen können
auch zur Ausfüllung der Drucksor ten verpflichtet
werden.

(3) Alle auskunftspflichtigen Personen haben
die Fragen nach bestem Wissen und Gewissen
wahrhei t sgemäß zu bean twor ten .

§ 4. (1) Die mi t der Volkszählung befaßten
Organe haben über die Angelegenheiten, die ihnen
hiebei z u r Kenntn is gelangen, gegenüber jeder-
m a n n strengstes Stillschweigen zu beobachten, so-
ferne die Gehe imhal tung im öffentlichen Interesse
oder im Interesse einer Par te i geboten ist (Ge-
heimhaltungspflicht).

(2) Die Angaben, die bei der Volkszählung ge-
macht werden, dürfen nur für die Statistik,
keinesfalls aber zu Besteuerungszwecken ver-
wendet werden.

§ 5. (1) Die Durchführung der Volkszählung
im Bereiche der Gemeinde obliegt den Ge-
meinden im über t ragenen Wirkungskreis . Sie
haben auch, soferne im § 2 Abs. 4 nicht anderes
bes t immt ist, die dami t ve rbundenen Kosten zu
tragen.

(2) Die Eigentümer bewohnte r Objekte oder
deren Bevollmächtigte k ö n n e n von der Ge-
meinde verpflichtet werden, die ihnen zuge-
stellten oder v o n ihnen bei der Gemeinde abzu-
holenden Drucksor ten an die zur Ausfüllung
verpflichteten Personen unverzüglich weiter-
zuleiten, sie nach Ausfüllung einzusammeln, auf
ihre Vollzähligkeit sowie die Vollständigkeit der
Ausfüllung h in zu überprüfen u n d sie der Ge-
meinde oder deren Beauftragten zurückzu-
mit te ln . Hiebei ist es den zu r Ausfüllung ver-
pflichteten Personen freizustellen, die aus-
gefüllten Drucksor ten auch unmi t t e lba r bei der
Gemeinde oder deren Beauftragten gegen E m p -
fangsbestätigung abzugeben. Die Empfangs-
bestät igungen sind dem Hause igentümer oder
dessen Bevollmächtigten zu übermi t te ln .
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(3) Die Gemeinde kann die Vollständigkeit
und Richtigkeit der Ausfüllung der Drucksorten
an O r t und Stelle überprüfen lassen.

(4) Die Gemeinde kann weiters anordnen, daß
die Ausfüllung der Drucksorten im allgemeinen
oder in besonderen Fällen auch durch Zählungs-
kommissäre zu erfolgen hat , die von der Ge-
meinde bestellt werden. Die Ausfüllung der
Drucksorten durch Zählungskommissäre erfolgt
auf Grund der mündlichen Angaben der aus-
kunftspflichtigen Personen.

(5) Die Anordnungen der Gemeinde gemäß
Abs. 2 bis 4 sind ortsüblich zu verlautbaren.

§ 6. (1) Die Zählung ist gemeindeweise, in Ge-
meinden, die aus Ortschaften bestehen, auch
ortschaftsweise, durchzuführen. Innerhalb der
Gemeinden sind die Erhebungen gegebenenfalls
nach Gemeindebezirken, Straßen, Gassen und
Plätzen anzuordnen. In Wien hat die Erhebung
bei Bezirksteilen, die vor dem Jahre 1938 selb-
ständige Gemeinden waren, auch nach diesen
ehemals selbständigen Gemeinden zu erfolgen.

(2) Die Gemeinden haben auf Grund der aus-
gefüllten und von ihnen zu überprüfenden,
gegebenenfalls richtigzustellenden Drucksorten
die Gemeindeübersichten, wenn eine Gemeinde
aus Ortschaften besteht, auch die Ortschafts-
übersichten zu verfassen. Die Übersichten sind,
ausgenommen jene in Städten mi t eigenem
Statut, den Bezirksverwaltungsbehörden vorzu-
legen.

(3) Die Bezirksverwaltungsbehörden mi t Aus-
nahme der Städte m i t eigenem Statut haben auf
Grund der Gemeindeübersichten die Bezirks-
übersichten zusammenzustellen.

(4) Die Bezirksverwaltungsbehörden, in Wien
der Magistrat, haben hierauf das gesamte
Zählungsmaterial dem Österreichischen Statisti-
schen Zentralamte in Wien zu übersenden, dem
die weitere Bearbeitung obliegt. In den Ländern
außerhalb von Wien sind Abschriften der Be-
zirksübersichten, in den Städten m i t eigenem
Statut Abschriften der Gemeindeübersichten
auch dem Landeshauptmann vorzulegen.

(5) Falls die technische Bearbei tung des Zäh-
lungsmaterials es no twendig macht, ist das
Österreichische Statistische Zen t r a l amt berech-
tigt, die erforderlichen Erhebungen u n d Er-
gänzungen durchzuführen u n d zu diesem Zweck
mit den mi t der Durchführung der Volks-
zählung befaßten Stellen, ohne Einhal tung des
Dienstweges, unmit te lbaren Schriftwechsel zu
pflegen.

§ 7. Wer einer Verpflichtung nach diesem
Bundesgesetze nicht nachkommt, insbesondere
wissentlich unwahre oder unvollständige An-
gaben macht, sonst durch Handlungen oder
Unterlassungen die Richtigkeit oder Vollständig-
keit der Zählung sowie ihre Durchführung über-

haupt gefährdet oder die Geheimhaltungspflicht
(§ 4 Abs. 1) verletzt, begeht, wenn darin keine
strenger zu bestrafende Hand lung gelegen ist,
eine Verwal tungsüber t re tung und wird v o n der
Bezirksverwaltungsbehörde mi t Geld bis zu
30.000 S oder mi t Arrest bis zu sechs Monaten
bestraft. Beide Strafen können auch neben-
einander verhängt werden.

§ 8. (1) Durch Verordnung werden best immt:
a) der Zähltag,
b) die Anordnung einer Außerordentl ichen

Volkszählung (§ 1 Abs. 2),
c) die bei der Volkszählung zur Verwendung

gelangenden Drucksorten (§ 2 Abs. 4), aus
denen auch die gestellten Fragen (§ 2
Abs. 3) u n d die zur Auskunftserteilung
sowie zur Ausfüllung der Drucksorten ver-
pflichteten Personen (§ 3 Abs. 1 und 2)
ersichtlich sein müssen.

(2) Die Verordnungen nach Abs. 1 werden in
den Fällen der lit. a und b von der Bundes-
regierung mit Zust immung des Hauptausschusses
des Nationalrates, im Falle der lit. c vom Bun-
desministerium für Inneres erlassen. Sollen bei
der Volkszählung Fragen gestellt werden, die
im § 2 Abs. 3 nicht angeführt sind, bedarf die
Verordnung des Bundesministeriums für Inneres
der Zust immung des Hauptausschusses des
Nationalrates.

(3) In der Vero rdnung gemäß Abs. 1 lit. b
kann bestimmt werden, daß die nächstfolgende
Ordentliche Volkszählung zu entfallen hat .

§ 9. (1) Mit dem Inkraf t t re ten dieses Bundes-
gesetzes verlieren alle bisherigen Vorschriften
über die Vornahme von Volkszählungen, ins-
besondere das Gesetz vom 29. März 1869,
RGBl. N r . 67, über die Volkszählung in der
Fassung des Bundesgesetzes vom 25. Juni 1930,
BGBl. N r . 230, ihre Wirksamkei t .

(2) Die erste Volkszählung gemäß § 1 Abs. 1
findet in der Zeit zwischen dem 1. Dezember
1950 und 30. Juni 1951 statt .

§ 10. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist, soweit im § 8 nicht anderes be-
s t immt ist, das Bundesministerium für Inneres
betraut .

Renner
Figl Schärf Helmer Tschadek

Hurdes Maisel Margarétha Kraus
Kolb Waldbrunner Gruber

1 6 0 . Bundesgesetz vom 12. Juli 1950
über die Bundesstatistik.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die Bundesstatistik umfaßt alle statisti-
schen Erhebungen über Tatsachen des gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Lebens, die
nicht nur den Interessen eines einzelnen Landes
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oder Selbstverwaltungskörpers dienen und die
für die Bundesverwaltung von Bedeutung sind.

§ 2. (1) Statistische Erhebungen, die der Mit-
wirkung der Bevölkerung bedürfen, werden
durch Bundesgesetz angeordnet. Die nach dem
Gegenstand der Erhebung zuständigen Bundes-
ministerien sind jedoch ermächtigt, folgende
statistische Erhebungen durch Verordnung an-
zuordnen:

1. Erhebungen über Häuser und die darin
befindlichen Wohnungen und sonstigen R ä u m -
lichkeiten,

2. Erhebungen über die Beschäftigung un-
selbständig erwerbstätiger Personen.

(2) Die Verordnung hat den Gegenstand und
die Ar t der Erhebung, insbesondere auch die
Mitwirkung der Bevölkerung, näher zu regeln.
Die Erhebung kann sich auf folgende Merkmale
erstrecken:

1. bei den statistischen Erhebungen über
Häuser und die darin befindlichen Wohnungen
und sonstigen Räumlichkeiten: Art , Baujahr,
Bauzustand und Ausstat tung der Häuser, Belag
der Wohnungen nach Zahl und St ruktur , Ei-
gentums- und Rechtsverhältnisse an den W o h -
nungen und Häusern, Größe u n d Aus-
stat tung der Wohnungen und sonstigen R ä u m -
lichkeiten sowie die für die Benützung der
Wohnungen oder Räumlichkeiten zu entrich-
tenden Leistungen,

2. bei den statistischen Erhebungen über die
Beschäftigung der unselbständig erwerbstätigen
Personen: Altersgliederung, berufliche Gliede-
rung und Vertei lung auf die Wirtschaftszweige.

§ 3. (1) Soweit eine statistische Erhebung einer
Regelung durch Gesetz oder Verordnung bedarf,
obliegt die Vorberei tung des Gesetzes und der
Erlaß der Verordnung dem nach dem Gegen-
stand der Erhebung zuständigen Bundesmini-
sterium. Das zuständige Bundesministerium hat
sich hiebei des fachlichen Rates des Österreichi-
schen Statistischen Zentralamtes zu bedienen.

(2) Das nach dem Gegenstand der Erhebung
zuständige Bundesministerium hat, falls bei der
Durchführung einer Erhebung die Mitwirkung
von öffentlichen Dienststellen erforderlich ist,
über die ein anderes Bundesministerium die Auf-
sicht führt, dieses Bundesministerium bei der
Vorberei tung des Gesetzes zu beteiligen und
beim Erlaß von Verordnungen im Einvernehmen
mit ihm vorzugehen.

§ 4. (1) Die Besorgung der Bundesstatistik ob-
liegt dem Österreichischen Statistischen Zentral-
amt, soweit im § 5 nicht anderes best immt ist.

(2) Soweit zur Durchführung einer Erhebung
behördliche Anordnungen zu treffen sind, ist
das Österreichische Statistische Zent ra lamt als
Organ des sachlich zuständigen Bundesministe-
riums tätig. Es erläßt im Rahmen der Anord-

nungen dieses Bundesministeriums die für die
Durchführung der Erhebungen notwendigen
Weisungen an die zur Mitwirkung berufenen
öffentlichen Dienststellen und ist berechtigt, hie-
bei sowie bei der Sammlung oder Berichtigung
des Erhebungsmaterials mi t diesen Dienststellen
ohne Einhaltung des Dienstweges unmit telbaren
Schriftwechsel zu pflegen.

(3) Die Dienstaufsicht über das Österreichische
Statistische Zentra lamt sowie dessen Personal-
und Haushaltungsangelegenheiten führt das
Bundeskanzleramt.

§ 5. (1) Soweit Bundesministerien Zweige der
Bundesstatistik besorgen, bleibt ihr Wirkungs-
bereich unberühr t .

(2) Bei Statistiken, die von einem Bundes-
ministerium regelmäßig durchgeführt werden,
ist das Einvernehmen mit dem Österreichischen
Statistischen Zent ra lamt zu pflegen. Statistische
Erhebungen, die nu r veranstaltet werden, u m
Grundlagen für dringende Maßnahmen der Ver-
waltung zu gewinnen, können das zuständige
Bundesministerium oder die nachgeordneten
Dienststellen auch ohne vorheriges Einverneh-
men mit dem Österreichischen Statistischen
Zentra lamt durchführen.

(3) Die Ergebnisse der von einem Bundesmini-
s ter ium durchgeführten Statist iken sind dem
Österreichischen Statistischen Zen t ra lamt jeweils
zur Verfügung zu stellen, soweit nicht wichtige
staatliche Interessen jeder Wei tergabe entgegen-
stehen.

§ 6. (1) Z u r Beratung des Österreichischen
Statistischen Zentra lamtes u n d der Bundesmini-
sterien in Fragen der Statistik v o n allgemeiner
Bedeutung wird eine Statistische Zent ra l -
kommission errichtet; für einzelne Fachgebiete
werden außerdem Fachbeiräte gebildet.

(2) Die Statistische Zentra lkommiss ion besteht
aus Ve r t r e t e rn der Bundesministerien, des Rech-
nungshofes, der Ä m t e r der Landesregierun-
gen, der Oesterreichischen Nat iona lbank , der
K a m m e r n der gewerblichen Wirtschaft, der
Landwir tschaf tskammern, der K a m m e r n für
Arbei ter und Angestellte, der Landarbei ter-
k a m m e r n sowie aus hervor ragenden Fachleuten
des wirtschaftlichen und kul turel len Lebens.

(3) Die Fachbeiräte werden aus fachlich be-
teiligten Mitgl iedern der Statistischen Zentra l -
kommission u n d sonstigen Fachleuten gebildet.

(4) Die Mitglieder der Statistischen Zent ra l -
kommission u n d der Fachbeiräte werden vom
Bundeskanzleramt berufen.

(5) Die näheren Best immungen über die Zu-
sammensetzung der Statistischen Zen t ra lkommis-
sion und der Fachbeiräte sowie über deren
Wirkungsbereich u n d Geschäftsordnung erläßt
das Bundeskanzleramt .
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§ 7. (1) Jeder Staatsbürger kann verpflichtet
werden, bei der Durchführung statistischer Er-
hebungen die Gemeinde seines Wohnsitzes als
Zähl- oder Kontrol lorgan zu unters tützen.

(2) Von der im Abs. 1 angeführten Verpflich-
tung sind Personen ausgenommen, die das
18. Lebensjahr noch nicht erreicht oder das 60.
bereits überschritten haben, ferner Kranke,
Körperbehinderte, Geistliche oder Ordens-
personen sowie Organe der Sicherheitsexeku-
tive, des öffentlichen Verkehrs und der Gesund-
heitspflege. Sonstige Bundes- und Landesbedien-
stete sowie die Bediensteten der Kammern der.
gewerblichen Wirtschaft, der Landwirtschafts-
kammern und der Kammern für Arbeiter und
Angestellte sowie der Landarbei terkammern
dürfen herangezogen werden, wenn ihre Dienst-
stelle zust immt.

(3) Die Heranziehung der Zähl- oder Kontrol l -
organe erfolgt durch den Bürgermeister. Dieser
kann eine solche Heranziehung nur dann ver-
fügen, wenn er in der Anordnung der be-
treffenden Erhebung hiezu ausdrücklich ermäch-
tigt wird.

(4) Bei der Auswahl der Zähl - oder Kon t ro l l -
organe h a t der Bürgermeister auf die fachliche
Eignung sowie un t e r Vermeidung sozialer
H ä r t e n auf die persönlichen Verhältnisse Be-
dacht zu nehmen.

(5) Die Zähl - und Kont ro l lo rgane sind als Be-
amte im Sinne des § 101 des Strafgesetzes an-
zusehen u n d genießen den Schutz als obrigkei t -
liche Personen gemäß § 68 des Strafgesetzes.

§ 8. Physische und juristische Personen sind
verpflichtet, über die bei statistischen Erhebun-
gen gestellten Fragen Auskünf te zu erteilen. Die
Auskünfte müssen rechtzeitig, vollständig u n d
wahrhei tsgetreu erteil t werden.

§ 9. (1) Soweit im folgenden nicht anderes
bes t immt ist, dürfen die bei den statistischen
Erhebungen in Erfüllung der Auskunftspflicht
gemachten Angaben n u r für die Statistik ver-
wendet werden . Sollen die Angaben auch für
andere Zwecke Verwendung finden, so m u ß dies
das Gesetz oder die V e r o r d n u n g , welche diese
Erhebung regeln, ausdrücklich anordnen .

(2) Die bei einer statistischen Erhebung oder
bei deren Auswer tung mi twi rkenden Organe
sind verpflichtet, die Angaben der befragten
Personen geheimzuhalten. Die gleiche Pflicht
trifft die Erhebungsorgane hinsichtlich der bei
der Erhebung gemachten Beobachtungen.

§ 10. Wer

1. der Auskunftspflicht (§ 8) durch Verweige-
rung der Auskunft nicht nachkommt oder wer
wissentlich unvollständige oder wahrheitswidrige
Angaben macht,

2. die Geheimhaltungspflicht (§ 9) verletzt,

3. die Übernahme des Amtes eines Zähl- oder
Kontrollorgans unbegründet verweigert oder
wer wissentlich die übernommene Amtspflicht
verletzt (§ 7),

begeht, wenn darin keine strenger zu bestrafende
Handlung gelegen ist, eine Verwaltungsübertre-
tung und wird von der Bezirksverwaltungs-
behörde mit Geld bis zu 30.000 S oder mit
Arrest bis zu sechs Monaten bestraft. Beide
Strafen können auch nebeneinander verhängt
werden. Sofern die Zuwiderhandlung auch eine
Dienstpflichtverletzung darstellt, tritt an Stelle
der Verwaltungsstrafe die disziplinäre Ahndung.

§ 11. Die Bestimmungen des Bundesgesetzes
vom 5. Juli 1950, BGBl. Nr. 159, über die Vor-
nahme von Volkszählungen (Volkszählungs-
gesetz) werden durch das vorliegende Bundes-
gesetz nicht berührt.

§ 12. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist, soweit sie nicht nach Maßgabe der
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes dem nach
dem Gegenstand der Erhebung zuständigen
Bundesministerium obliegt, das Bundeskanzler-
amt betraut.

Renner
Figl Schärf Helmer Tschadek

Hurdes Maisel Margarétha Kraus
Kolb Waldbrunner Gruber

1 6 1 . Bundesgesetz vom 12. Juli 1950 über
die Einstellung von Strafverfahren, die Nach-
sicht von Strafen und die Tilgung von Ver-
urteilungen aus Anlaß der fünften Wieder-
kehr des Tages der Befreiung Österreichs

(Amnestie 1950).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Einstellung von Strafverfahren.

§ 1. (1) Ein Strafverfahren ist nicht einzu-
leiten

a) wegen Vergehen und Übertretungen, die
vom öffentlichen Ankläger zu verfolgen
sind,

b) wegen Verbrechen, die mit einer höchstens
fünfjährigen Freiheitsstrafe bedroht sind,

wenn die strafbaren Handlungen in der Zeit
von dem für den Tatort in Betracht kommenden
Befreiungstag (für die Stadt Wien dem 13. April
1945, für die übrigen Bundesländer dem 9. Mai
1945) bis einschließlich 31. Dezember 1947 be-
gangen worden sind und mit dem sonstigen
Verhalten des Beschuldigten vor dem Befreiungs-
tag und nach Ablauf des Jahres 1947 in auf-
fallendem Widerspruch stehen.
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(2) Ein schon eingeleitetes Strafverfahren ist
einzustellen, u n d zwar auch dann, wenn vor
dem Tage der Kundmachung dieses Bundes-
gesetzes das Urtei l erster Instanz zwar schon
gefällt, aber noch nicht in Rechtskraft er-
wachsen ist, es wäre denn, daß gegen das ver-
urteilende Erkenntnis erster Instanz zugunsten
des Angeklagten ein Rechtsmittel eingebracht
worden ist und der Angeklagte eine Ent-
scheidung darüber begehrt, ferner auch dann,
wenn ein schon rechtskräftig abgeschlossenes
Verfahren zugunsten des Verurte i l ten wieder
aufgenommen wird.

(3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 sind
nicht anzuwenden:

1. auf die Verbrechen der Schändung, der
Verführung zur Unzucht und der Kuppelei in
Beziehung auf eine unschuldige Person (§§ 128,
132 StG.);

2. auf die im Bedarfsdeckungsstrafgesetz als
Verbrechen mi t Strafe bedrohten Handlungen,
soweit sie nunmehr nach dem Preistreibereigesetz
vom 31. März 1950, BGBl. N r . 92, als Ver-
gehen zu ahnden sind;

3. auf Verbrechen und Vergehen nach dem
Devisengesetz, BGBl. Nr. 162/1946;

4. auf vorsätzlich begangene Vergehen nach
der Abgabenordnung, wenn der eingetretene
Schaden 10.000 S übersteigt.

(4) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 sind
nicht anzuwenden, wenn der Tä te r vor dem
Tage der Kundmachung dieses Bundesgesetzes
wegen eines mi t einer strengeren als einer fünf-
jährigen Freiheitsstrafe bedrohten Verbrechens
rechtskräftig verurtei l t worden ist.

Straf- und Rechtsfolgennachsicht.

§ 2. (1) Allen Personen, die vor dem Tage der
Kundmachung dieses Bundesgesetzes wegen einer
oder mehrerer vom Befreiungstag (§ 1 Abs. 1)
bis einschließlich 31. Dezember 1948 be-
gangener strafbarer Handlungen zu Geld- oder
Freiheitsstrafen rechtskräftig verurteilt worden
sind, sind diese Strafen — soweit sie noch nicht
vollstreckt sind — nachgesehen, wenn die Frei-
heitsstrafe, die Ersatzfreiheitsstrafe oder, soferne
neben der Freiheitsstrafe auch eine Geldstrafe
verhängt wurde, die Summe der Freiheitsstrafe
und der Ersatzfreiheitsstrafe ein Jahr nicht über-
steigt. Den vor dem Tage der Kundmachung
dieses Bundesgesetzes rechtskräftig verhängten
Strafen stehen in einem später rechtskräftig
abgeschlossenen Verfahren verhängte Strafen
gleich, vorausgesetzt, daß das Erkenntnis erster
Instanz schon vor dem Tage der Kundmachung
dieses Bundesgesetzes gefällt war.

(2) Sind gegen den Verurteilten mehrere
Urteile der in Abs. 1 bezeichneten Art ganz oder
teilweise zu vollziehen, so sind die darin aus-
gesprochenen Freiheits- und Ersatzfreiheits-

strafen zusammenzurechnen. Beträgt ihre Summe
nicht mehr als ein Jahr, so sind diese Strafen
nachgesehen.

(3) Ha t der Verurteilte durch die dem Urteil
zugrunde liegende strafbare Handlung einen
Schaden verursacht und hat der Geschädigte bis
zum Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes die
Schadensgutmachung begehrt, so werden dem
Verurteilten die Begünstigungen des Abs. 1 nur
unter der Voraussetzung zuteil, daß er den
Schaden nach Kräften gutgemacht hat oder
innerhalb einer vom Gericht zu bestimmenden
angemessenen Frist noch gutmacht.

(4) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 sind
nicht anzuwenden, wenn der Verurteilte außer
den unter diese Bestimmungen fallenden Ver-
urteilungen auch noch eine andere rechtskräftige
Verurteilung erlitten hat wegen einer Tat, die
entweder auf derselben schädlichen Neigung be-
ruht oder mit einer strengeren Strafe als einer
fünfjährigen Freiheitsstrafe bedroht ist. Ist je-
doch diese andere Verurteilung bereits durch
Richterspruch tilgbar, so steht sie der Anwen-
dung der Bestimmungen der Abs. 1 und 2 nicht
entgegen.

(5) Personen, denen Strafnachsicht zuteil wird
oder n u r deshalb nicht zuteil wird, weil die
Strafe schon vollstreckt ist, ist die kraft gesetz-
licher Vorschriften als Folge der Verur te i lung
eingetretene Unfähigkeit , bes t immte Rechte,
Stellungen und Befugnisse zu erlangen oder
wiederzuerlangen, sowie der Ausschluß v o m
Wahlrechte und von der Wählbarke i t in die
gesetzgebenden u n d sonstigen Körperschaften
des öffentlichen Rechtes nachgesehen.

Tilgung.

§ 3. (1) Ist jemand wegen in der Zeit v o m
Befreiungstag (§ 1 Abs. 1) bis einschließ-
lich 31 . Dezember 1947 begangener Vergehen
oder Über t r e tungen oder solcher Verbrechen,
die mi t höchstens fünfjähriger Freiheitsstrafe
bedroh t sind, nicht öfter als einmal rechtskräftig
verurtei l t worden , so ist diese Verur te i lung auf
Ansuchen des Verur te i l ten zu tilgen, wenn die
Strafe vo r dem Tage der Kundmachung dieses
Bundesgesetzes vollzogen, durch Gnade erlassen
oder wenn sie auf Grund der Best immungen des
§ 2 dieses Bundesgesetzes nachgesehen worden
ist u n d die allenfalls im Ur te i l angeordneten
oder für zulässig e rk lä r ten M a ß n a h m e n der
Besserung und Sicherung durchgeführt oder
gegenstandslos geworden sind.

(2) Die Best immung des Abs. 1 ist nicht anzu-
wenden, wenn der Verur te i l te außer einer Ver-
urtei lung der im Abs. 1 bezeichneten A r t noch
eine andere rechtskräftige Verur te i lung erl i t ten
hat wegen einer Ta t , die auf derselben schäd-
lichen Neigung be ruh t oder mi t einer strengeren
Strafe als einer fünfjährigen Freiheitsstrafe be-
d r o h t ist, es sei denn, daß diese Verur te i lung
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auf Grund des Gesetzes vom 21. März 1918,
RGBl. Nr. 108, über die Tilgung der Verur-
teilung durch Richterspruch getilgt werden kann.

Verfahrensbestimmungen.

§ 4. (1) Über die Einstellung entscheidet das
Gericht, bei dem das Verfahren in erster Instanz
anhängig ist oder war, über die Nachsicht von
Strafen und Rechtsfolgen das Gericht, das in
erster Instanz erkannt hat. Über das Ansuchen
um Tilgung entscheidet der Gerichtshof, der
nach § 5 des Gesetzes vom 21. März 1918,
RGBl. Nr. 108, zur Entscheidung über die Til-
gung der nach diesem Gesetz zu tilgenden Ver-
urteilung berufen ist. Vor der Entscheidung ist
der öffentliche Ankläger zu hören.

(2) Im Verfahren vor den Gerichtshöfen be-
darf es keiner Beschlußfassung des Senates,
wenn der Vorsitzende u n d der Staatsanwalt
über die Anwendung und das Ausmaß der zu
gewährenden Begünstigung übereinstimmen.

(3) Gegen die Entscheidungen steht dem Ver-
dächtigen (Beschuldigten, Angeklagten, Verur -
teilten) und dem Staatsanwalt die Beschwerde
offen. Sie ist binnen acht Tagen zu erheben und
hat aufschiebende Wirkung.

§ 5. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Justiz betraut .

Renner
Figl Tschadek

162 . Verordnung des Bundesministeriums
für Justiz und des Bundesministeriums für
Land- und Forstwirtschaft vom 3. Juli 1950
über die Unanwendbarkeit des Grundver-
kehrsgesetzes in der Katastralgemeinde Pradl

der Ortsgemeinde Innsbruck.

Auf Grund der §§ 2 und 26 des Grundver-
kehrsgesetzes, BGBl. Nr. 251/1937, in der Fas-
sung der Grundverkehrsnovelle 1946, BGBl.
Nr. 123, wird verordnet, daß die Vorschriften
des Grundverkehrsgesetzes auf Grundstücke,
die im Gebiete der Katastralgemeinde Pradl der
Ortsgemeinde Innsbruck liegen, keine Anwen-
dung zu finden haben.

Tschadek Kraus

1 6 3 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 20. Juli 1950 über die
Durchführung des Sporttotos (2. Sporttoto-

Verordnung).

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes
vom 18. Dezember 1948, BGBl. Nr. 55/1949,
betreffend die Einführung des Sporttotos (Sport-
toto-Gesetz), werden im Einvernehmen mit den

Bundesministerien für Unterricht und soziale
Verwaltung folgende Teilnahmebestimmungen
für Sporttoto-Wettbewerbe (Totobewerbe) er-
lassen:

§ 1. T o t o b e w e r b e .

Die Totobewerbe werden gemäß § 2 Abs. 1
des Bundesgesetzes vom 18. Dezember 1948,
BGBl. Nr. 55/1949, betreffend die Einführung
des Sporttotos (Sporttoto-Gesetz), von der
Dienststelle für Staatslotterien, Abteilung Sport-
toto (nachfolgend als „Dienststelle" bezeichnet),
unter Mitwirkung des Sporttoto-Beirates durch-
geführt. Das Reinerträgnis der Totobewerbe
wird nach Abzug des auf den Bund entfallenden
Anteiles für Zwecke der Sportförderung in
Österreich verwendet.

§ 2. T e i l n a h m e b e r e c h t i g u n g .

Wer den nachfolgenden Bestimmungen gemäß
einen Einsatz leistet und den Teilnahmeschein
der Dienststelle fristgerecht zukommen läßt, ist
am Totobewerb teilnahmeberechtigt (§ 6). Durch
die Teilnahme am Totobewerb anerkennt jeder
Teilnehmer die Teilnahmebestimmungen.

§ 3. T e i l n a h m e s c h e i n .

(1) Für jeden Totobewerb gelten die für diesen
amtlich aufgelegten, mi t N u m m e r u n d D a t u m
versehenen Teilnahmescheine.

(2) Der Teilnahmeschein besteht aus drei A b -
schnitten (Abschnitt 1, 2 und 3), die vom Teil-
nehmer gleichlautend und gut leserlich mi t
Tin te , Kopierstift, Stempel oder Schreibmaschine,
nicht aber zum Beispiel mi t Kugelschreiber,
Graphitstift oder dergleichen, auszufüllen sind;
weiters m u ß auf Abschnitt 3 N a m e und An-
schrift der empfangsberechtigten Person auf-
scheinen. Der Abschnitt 1 verbleibt beim Teil-
nehmer, wogegen die Abschnitte 2 und 3 der
Dienststelle zur Gewinnerermit t lung u n d Kon-
trolle dienen.

(3) Die zusammenhängenden Abschnitte 2
und 3 des Teilnahmescheines können vom Teil-
nehmer entweder auf dem Postweg oder durch
eine Annahmestelle der Dienststelle übermit te l t
werden.

(4) Die Abschnitte 2 u n d 3 des Tei lnahme-
scheines dürfen keine Korrek turen aufweisen.
Felder, die leer gelassen wurden, undeutliche
oder unleserliche Eintragungen oder Kor rek tu ren
aufweisen, scheiden aus der Gewinnerermit t lung
aus. Bei Differenzen auf den Abschnitten 2 und 3
sind allein die Voraussagen des unte r amtlichem
Verschluß befindlichen Abschnittes 3 (§ 6 Abs. 6)
maßgebend.

§ 4. A n n a h m e s t e l l e n .

Die Dienststelle kann sich beim Verkauf von
Sporttoto-Quittungsmarken physischer oder
juristischer Personen oder Gesellschaften im
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Sinne des Handelsrechtes bedienen, welche diese
Tätigkeit unter der Bezeichnung „Spor t to to-
Annahmestelle" auszuüben haben. Die Sport-
toto-Annahmestel len sind durch das von der
Dienststelle beigestellte Schild „Spor t to to-An-
nahmestelle" und eine N u m m e r gekennzeichnet.
Der Verkauf von Spor t to to-Qui t tungsmarken
durch andere Stellen ist unzulässig.

§ 5. V o r a u s s a g e n .

(1) Die Teilnehmer haben den Ausgang aller
auf dem Teilnahmeschein angegebenen Wer t -
kämpfe vorauszusagen.

(2) Die auf dem Teilnahmeschein links ange-
führte Mannschaft wird mi t „Mannschaft 1"
und die rechts angeführte Mannschaft mi t
„Mannschaft 2" bezeichnet. Ein Sieg von Mann-
schaft 1 wird durch die Ziffer „ 1 " , ein Sieg von
Mannschaft 2 durch die Ziffer „2" und ein un -
entschiedener Ausgang des Wettkampfes durch
das Zeichen „ X " in dem entsprechenden Feld
der Tipkolonnen vorausgesagt.

(3) Die Bezeichnung der Mannschaften als
„Mannschaft 1" und „Mannschaft 2" bleibt im
Falle eines Wechsels des Wettkampfor tes unver-
ändert .

§ 6. Z a h l u n g d e s E i n s a t z e s u n d
Ü b e r m i t t l u n g d e s T e i l n a h m e -

s c h e i n e s .

(1) Jede einzelne der von 1—8 numer ier ten
Tipkolonnen gilt als ein selbständiger T ip . Der
Teilnehmer ist dafür verantwortlich, daß für je
zwei ausgefüllte Tipkolonnen eine Spor t to to-
Qui t tungsmarke (Einsatz S 2' — 0'20 Ver-
waltungskostenbeitrag) auf der hiefür vor-
gesehenen Stelle des Teilnahmescheines aufge-
klebt wird. Der Gesamteinsatz p ro Teil-
nahmeschein (8 Tipkolonnen) kann somit
S 8 '— + 0'80 Verwaltungskostenbeitrag (4 Qui t -
tungsmarken) nicht übersteigen.

(2) Teilnahmescheine und Qui t tungsmarken
des Sport totos sind in jeder Spor t to to-Annahme-
stelle erhältlich.

(3) Die zusammenhängenden Abschnit te 2
und 3 des ausgefüllten Teilnahmescheines k ö n n e n
auf dem Postweg oder durch eine Spor t to to -
Annahmestel le an die Dienststelle übermi t te l t
werden. Bei Inanspruchnahme der Post sind die
entsprechenden Qu i t t ungsmarken v o m Teil-
nehmer auf den Teilnahmeschein aufzukleben.
Für den infolge Verzögerungen auf dem Post-
weg verspäteten Eingang der v o n den A n n a h m e -
stellen oder v o m Tei lnehmer rechtzeitig abge-
sandten ausgefüllten Teilnahmescheine bei der
Dienststelle wi rd von dieser und v o n den A n -
nahmestellen keine H a f t u n g übe rnommen .

(4) Die Anzah l der auf dem Tei lnahmeschein
aufgeklebten Qui t tungsmarken muß mi t der
Anzahl der ausgefüllten Doppel t ipkolonnen

übereinstimmen. Tipkolonnen, die nicht durch
Qui t tungsmarken belegt sind, werden nicht ge-
wertet . Eine Qui t tungsmarke (Einsatz S 2 ' — +
0'20 Verwaltungskostenbeitrag) gilt für die
ersten zwei ausgefüllten Tipkolonnen. Zwei
Qui t tungsmarken (Einsatz S 4 ' — + 0'40 Ver-
waltungskostenbeitrag) gelten für die ersten vier
ausgefüllten Tipkolonnen. Drei Qui t tungs-
marken (Einsatz S 6'— + 0'60 Verwaltungs-
kostenbeitrag) gelten für die ersten sechs aus-
gefüllten Tipkolonnen. Vier Qui t tungsmarken
(Einsatz S 8'— + 0'80 Verwaltungskosten-
beitrag) gelten für alle acht ausgefüllten T ip -
kolonnen.

(5) Die mi t Qui t tungsmarken entsprechend
versehenen Teilnahmescheine (Abschnitt 2 und 3)
müssen spätestens am Samstag, 12 U h r 30
mittags, im Besitze der Dienststelle sein. Die
Dienststelle kann die Frist für das Einlangen
der Teilnahmescheine früher oder später an-
setzen, wenn besondere Gründe hiefür vor-
liegen.

(6) Der Abschnitt 3 wird bei der Dienststelle
im Safe amtlich verschlossen und verbleibt bis
zur Kontrol le der Gewinnerermit t lung unter
amtlichem Verschluß.

(7) Die in den Totobewerb aufgenommenen
Wettkämpfe, die Gewinstlisten und alle er-
forderlichen Mitteilungen werden von der
Dienststelle verlautbart .

(8) Ein bei der Dienststelle eingegangener Teil-
nahmeschein kann weder abgeändert noch zu-
rückverlangt werden.

§ 7. R a n g e r m i t t l u n g .

(1) Für jede richtige Voraussage eines Wet t -
kampfresultates in einer Tipkolonne erhält der
Teilnehmer einen Punk t gutgeschrieben. Die
Gesamtheit der in einer Tipkolonne erzielten
Punkte ergibt die Rangstellung des Teilnehmers
(zum Beispiel zwölf richtige Voraussagen in der
gleichen Tipkolonne ergeben zwölf Punkte ; elf
richtige Voraussagen ergeben elf Punkte ; zehn
richtige Voraussagen ergeben zehn Punkte usw.).

(2) Im allgemeinen werden für die P u n k t e -
e rmi t t lung zwölf Fragen gewertet . Ausnahme-
fälle bleiben vorbehal ten.

§ 8. Ausfall und Abänderung von
Wettkämpfen.

(1) Bei der Bewer tung zählen grundsätzlich nur
die an dem vorher bes t immten T e r m i n ausge-
t ragenen Wet tkämpfe . Vorzei t ig abgebrochene,
ausgefallene oder auf einen späteren Ze i tpunk t
verschobene Wet tkämpfe werden nicht gewertet.

(2) Maßgebend ist ausschließlich das Resultat
am Ende der nach den für diesen W e t t k a m p f
gültigen Regeln festgesetzen Wet tkampfzei t ,
also das Resul ta t auch bei allfälliger Verlänge-
rung der Wet tkampfze i t . Nachträgliche Resul-
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tatsänderungen durch die sportlichen Körper-
schaften sowie die Siegerermittlung durch Los
bei Cupspielen werden nicht berücksichtigt. Es
gilt ausschließlich das am Wettkampfort erzielte
Resultat.

(3) Wird ein Wet tkampf aus irgendeinem
Grunde vor Ablauf der festgesetzten Wett-
kampfzeit abgebrochen, so gilt er als für den
Totobewerb ausgefallen, das heißt, er wird bei
der Wer tung der Tipkolonnen nicht berück-
sichtigt.

(4) W i r d der Charakter eines in einem W e t t -
bewerb aufgenommenen Wettkampfes geändert
(zum Beispiel ein als Meisterschaftskampf ange-
setzter Wet tkampf in ein Freundschaftstreffen
umgewandelt) , so gilt dieser Wet tkampf als vom
Totobewerbe ausgeschlossen. Diese Bestimmung
gilt für Länderwet tkämpfe nicht.

(5) Fallen ausnahmsweise mehr als die Hälfte
aller dem betreffenden To tobewerb zugrunde
liegenden Wet tkämpfe (einschließlich der W e t t -
kämpfe der Reservefragen) für die Bewertung
aus, so unterbleibt die Gewinnerermit t lung. Der
Totobewerb wird zurückgestellt und erst abge-
schlossen, wenn alle verschobenen Wet tkämpfe
neu angesetzt und ausgetragen sind.

§ 9. R e s e r v e f r a g e n b e i A u s f a l l v o n
W e t t k ä m p f e n .

Die Dienststelle hat das Recht, zu den zwölf
Hauptfragen auf den Teilnahmescheinen zu-
sätzlich bis zu drei Reservefragen anzuführen,
die unter nachstehenden Voraussetzungen in die
Bewertung einbezogen werden, und zwar:

a) bei Ausfall eines Wettkampfes der Haupt-
fragen der erste ausgetragene Wettkampf
der Reservefragen (Wettkampf Nr. 13),

b) bei Ausfall von zwei Wettkämpfen der
Hauptfragen die beiden ersten aus-
getragenen Wettkämpfe der Reservefragen
(Wettkampf Nr. 13 und 14),

c) bei Ausfall von drei Wettkämpfen der
Hauptfragen alle ausgetragenen Wett-
kämpfe der Reservefragen (Wettkampf
Nr. 13, 14 und 15).

§ 10. Haftung.

(1) Die Haf tung des Bundes für rechtswidriges
und schuldhaftes Verhal ten seiner Organe bei
der Bearbeitung der bei der Dienststelle einge-
langten Teilnahmescheine beginnt m i t dem Zeit-
punk t der Übernahme der Teilnahmescheine
durch die Dienststelle.

(2) Die Gefahr für das rechtzeitige Einlangen der
Teilnahmescheine bei der Dienststelle trägt der
Tei lnehmer (§ 6 Abs. 3). Erbr ingt der Teil-
nehmer durch Vorlage eines Postaufgabescheines
den Nachweis für die ordnungsgemäße Über-
mit t lung des Teilnahmescheines u n d sind die
entsprechenden Abschnitte 2 und 3 bei der

Dienststelle ohne deren Verschulden nicht vor -
handen, so hat der Tei lnehmer Anspruch auf
Ersatz eines Mindesteinsatzbetrages für einen
Teilnahmeschein.

§ 11. A u s s c h e i d e n v o n V o r a u s s a g e n
o d e r v o n Teilnahmescheinen a u s

d e m T o t o b e w e r b .

(1) Vom Totobewerb scheiden aus:
1. alle Felder, die leer gelassen wurden, un -

deutliche oder unleserliche Eintragungen oder
Korrek turen aufweisen. (§ 3 Abs. 4);

2. alle ausgefüllten Tipkolonnen, die nicht
durch die entsprechende Anzahl von Qui t tungs-
marken belegt sind;

3. alle Teilnahmescheine, die
a) nicht bis Samstag, 12 U h r 30 mittags (§ 6

Abs. 5), bei der Dienststelle eingelangt
sind,

b) sonst in irgendeiner Weise gegen die Teil-
nahmebest immungen verstoßen.

Geleistete Einsätze sind verfallen.

(2) Einsätze für Teilnahmescheine, die nach-
weisbar rechtzeitig abgesandt wurden , aber aus
anderen Ursachen bei der Dienststelle verspäts t
(also nach 12 U h r 30) eingelangt sind, werden
den Teilnehmern in Quittungsmarken ersetzt.

§ 12. B r u t t o g e w i n n e .

(1) V o n den gesamten Einsätzen des T o t o -
bewerbes werden vorers t 11/2 v. H . Einsatz-
gebühr gemäß Tar i fpos t 57 lit. A Z. 2 a des
Allgemeinen Gebührentar ifes 1925 im Sinne
des § 4 des Sport toto-Gesetzes in Abzug ge-
bracht.

(2) V o n dem so errechneten Betrag werden
50 v. H . als Gesamt-Brut togewins tsumme an jene
Tei lnehmer ausgeschüttet, die in einer T i p -
kolonne die meisten richtigen Voraussagen auf-
weisen, u n d zwar :

1. Rang: ein Drittel der Gesamt-Brutto-
gewinstsumme für die Tipkolonnen mit der
höchsten Punktezahl;

2. Rang: ein Drittel der Gesamt-Brutto-
gewinstsumme für die Tipkolonnen mit der
zweithöchsten Punktezahl;

3. Rang: ein Drittel der Gesamt-Brutto-
gewinstsumme für die Tipkolonnen mit der
dritthöchsten Punktezahl.

(3) Liegen mehrere Lösungen im gleichen R a n g
vor , so wird die Gewins tsumme des betreffenden
Ranges zu gleichen Tei len auf die gewinn-
berechtigten T i p k o l o n n e n dieses Ranges vertei l t .
W e n n in einem R a n g der auf die einzelnen T i p -
ko lonnen entfallende Gewinnante i l geringer ist
als im nächstfolgenden Rang, so werden beide
Ränge zu einem einzigen zusammengefaßt und
ihre Gewinstsumme wird zu gleichen Tei len
un t e r die gewinnberechtigten T i p k o l o n n e n
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beider Ränge verteilt. Die einzelnen Tip-
kolonnen eines ordnungsgemäß eingereichten
Teilnahmescheines sind in gleicher Weise ge-
winnberechtigt. Demzufolge können auf einem
Teilnahmeschein, im Falle durchwegs zutreffen-
der Voraussagen, sämtliche acht Tipkolonnen
gewinnberechtigt sein.

(4) Der auf eine Tipkolonne entfallende Ge-
winnanteil ist nach oben unbeschränkt.

§ 13. N e t t o g e w i n n e .

(1) Der auf die einzelne gewinnberechtigte
T ipko lonne entfallende N e t t o g e w i n n ergibt sich
aus der- Brut togewins tsumme des einzelnen
Ranges, geteilt durch die Anzahl der im betref-
fenden R a n g anspruchsberechtigten T i p -
kolonnen , abzüglich der darauf entfallenden
Gewinstgebühr .

(2) Die Gewinstgebühr wi rd gemäß § 4 des
Sport toto-Gesetzes im Sinne des Allgemeinen
Gebührentar ifes 1925 (Tarifpost 57 lit. A Z . 2 b)
auf G r u n d der nachstehend angeführten tarif-
lichen Skala errechnet :

§ 14. A u s z a h l u n g d e r G e w i n n e .

Die Auszahlung der Ne t togewinne wi rd wie
folgt durchgeführt:

a) Der Auszahlungsbetrag (§§ 14 lit. e und 15)
wird nach Ablauf einer bestimmten Frist
(§ 17) angewiesen. Die auf die einzelnen
Tipkolonnen entfallenden, in der offiziel-
len Gewinstliste veröffentlichten Aus-
zahlungsbeträge (Gewinstquoten) können
entsprechend vermindert werden, wenn
ein oder mehrere Teilnehmer innerhalb
der festgesetzten Frist Ansprüche erhoben
haben und als gewinnberechtigt anerkannt
wurden.

b) Die Gewinne im 3. Rang werden nicht
ausgezahlt, wenn der auf die einzelne Tip-
kolonne entfallende Nettogewinn den Be-
trag von S 4'— nicht erreicht. In diesem
Falle wird die für den 3. Rang zur Ver-
fügung stehende Bruttogewinstsumme zu
gleichen Teilen den Bruttogewinstsummen
des 1. und 2. Ranges zugeschlagen.

c) Sollte trotz dieser Zuweisung der auf die
einzelne Tipkolonne entfallende Anteil an
dem nunmehr erhöhten Nettogewinn im
2. Rang den Betrag von S 4'— pro ge-
winnberechtigte Tipkolonne nicht er-
reichen, so wird die ganze zur Verfügung

stehende Bruttogewinstsumme dem 1. Rang
allein zugewiesen.

d) Wenn selbst dann der so erhöhte Netto-
gewinnanteil pro gewinnberechtigte Tip-
kolonne im 1. Rang den Betrag von S 4'—
nicht erreicht, so entscheidet in diesem
Falle die Dienststelle unter Mitwirkung des
Sporttoto-Beirates über die Verwendung
der Bruttogewinstsumme.

e) Die Auszahlungsbeträge werden aus-
schließlich an die auf dem Abschnitt 3 des
Teilnahmescheines vermerkte empfangs-
berechtigte Person angewiesen. Die Aus-
zahlungs- und Zustellungsgebühr geht zu
Lasten des Teilnehmers. Gewinne, die
innerhalb von sechs Monaten nicht zuge-
stellt werden können, verfallen; sie dienen
der Befriedigung von Ansprüchen im Sinne
des § 16.

f) Im Falle zahlreicher Gewinne mit kleinen
Beträgen behält sich die Dienststelle das
Recht vor, sofort und ohne Veröffent-
lichung der Gewinstnummern mit der Aus-
zahlung zu beginnen. Für diese Gewinne
wird eine besondere Frist (§ 17 Abs. 2
lit. b) festgesetzt.

§ 15. A u s g l e i c h .

Wenn die ausgesetzte Nettogewinstsumme
eines Ranges wegen Abrundens der einzelnen
Nettogewinstquoten auf 50 Groschen bezie-
hungsweise ganze Schillingbeträge oder aus
anderen Gründen nicht voll erreicht wird, so
kann der Spitzenbetrag zur Befriedigung von
Gewinnansprüchen (§ 16) verwendet oder
zurückgelegt werden.

§ 16. G e l t e n d m a c h u n g v o n G e w i n n -
a n s p r ü c h e n .

Jeder Teilnehmer kann innerhalb der im
§ 17 genannten Fristen bei der Dienststelle
seinen Gewinnanspruch geltend machen, falls

1. die Nummer seines gewinnberechtigten
Teilnahmescheines in der offiziellen Gewinst-
liste überhaupt nicht oder nicht in dem ihm ge-
bührenden Rang oder nicht so oft aufscheint, als
er glaubt Anspruch zu haben;

2. er bei NichtVeröffentlichung der Nummern
der gewinnberechtigten Teilnahmescheine seines
Ranges (§§ 14 lit. f und 17 Abs. 2 lit. b) den
entfallenden Gewinnanteil nicht in der. in den
Gewinstlisten angegebenen Auszahlungsfrist er-
halten hat;

3. er einen ordnungsgemäß anerkannten, das
heißt, verlautbarten Gewinn nicht rechtzeitig
erhalten hat.

§ 17. F r i s t e n z u r G e l t e n d m a c h u n g
v o n G e w i n n a n s p r ü c h e n .

(1) Nach Ablauf der zur Geltendmachung von
Gewinnansprüchen festgesetzten Fristen werden
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die Gewinne an die auf dem Abschnitt 3 ange-
gebene empfangsberechtigte Person überwiesen.

(2) Diese Fristen werden wie folgt festgesetzt:

a) Forderungen gemäß § 16 Z. 1 müssen an
dem dem Totobewerbstermin folgenden
dritten Mittwoch, 15 Uhr 30, bei der.
Dienststelle geltend gemacht und einge-
langt sein.

b) Forderungen gemäß § 16 Z. 2 müssen am
dritten Mittwoch, 15 Uhr 30, nach der für
den betreffenden Totobewerbstermin in
der offiziellen Gewinstliste Verlautbarten
Auszahlungsfrist bei der Dienststelle
geltend gemacht und eingelangt sein.

c) Forderungen gemäß § 16 Z. 3 müssen
spätestens innerhalb von drei Monaten
nach dem betreffenden Totobewerbs-
termin bei der Dienststelle geltend gemacht
und eingelangt sein.

(3) Forderungen auf Auszahlung von Ge-
winnen, die nach Ablauf der im Abs. 2 ge-
nannten Fristen eintreffen oder die notwendigen
Angaben nicht vollständig enthalten, werden
ebensowenig wie mündlich geltend gemachte
Ansprüche berücksichtigt. Etwaige Gewinn-
ansprüche verfallen (§14 lit. e).

§ 18. V e r f a h r e n b e i G e l t e n d -
m a c h u n g v o n G e w i n n a n s p r ü c h e n .

Gewinnansprüche (§ 16) können durch den
Teilnehmer persönlich oder mit eingeschriebenem
Brief und zwar in beiden Fällen nur unter Ver-
wendung des bei den Sporttoto-Annahmestellen
und bei der Dienststelle erhältlichen Vordruckes
geltend gemacht werden. Der Teilnehmer hat
den Abschnitt 1 vorzulegen. Für die Beurteilung
der Gewinnberechtigung sind ausschließlich die
Eintragungen auf Abschnitt 3 maßgebend (§ 3
Abs. 4).

Margarétha


